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Kommunikationsplanung 
 

I. Botschaften der Woche (KW 42) 
 

Für mehr Transparenz und Qualität in Krankenhäusern 

Wer eine OP vor sich hat, braucht verlässliche Infos darüber, in welchem Krankenhaus die best-

mögliche Behandlung zu erwarten ist. Genau dafür sorgen wir! Mit dem Krankenhaus-Transparenz-

gesetz wird es ab dem kommenden Jahr ein Online-Infoportal geben, in dem die Patient:innen alle 

verfügbaren Krankenhausdaten einsehen können – etwa wie oft Eingriffe vorgenommen werden 

und wie viele Fach-ärzt:innen und Pflegende in der Klinik arbeiten. Viele dieser Daten werden zwar 

schon erhoben, sind aber bisher nur schwer einzusehen. 

 

Mit dem Info-Portal packen wir den ersten Teil der Krankenhausreform an, die derzeit vorbereitet 

wird. In einem zweiten Schritt strukturieren wir das Krankenhauswesen neu. Unser Ziel ist dabei, 

die Qualität der Behandlungen zu verbessern und sicherzustellen, dass Kliniken nur das anbieten, 

was sie am besten können. Dazu werden gemeinsam mit den Ländern 65 Leistungsgruppen defi-

niert. Die Länder, die für die Krankenhausplanung zuständig sind, weisen ihren Krankenhäusern 

bestimmte Leistungsgruppen zu. Für jede Leistung gibt es bundeseinheitliche Kriterien, sodass si-

chergestellt ist, dass Patient:innen unabhängig von der Größe des Krankenhauses die beste Ver-

sorgung bekommen. 

 

Um den Krankenhäusern den wirtschaftlichen Druck zu nehmen, steigen wir aus dem Hamsterrad 

der Fallpauschalen aus. Stattdessen erhalten Kliniken Vorhaltepauschalen für die Leistungen, die 

sie anbieten. So steht künftig Qualität und nicht Quantität im Fokus der medizinischen Versorgung.  

 

Mehr Transparenz bei politischer Interessenvertretung 

Lobbyismus als Vertretung von Interessen gegenüber der Politik gehört zum Wesen der Demokra-

tie. Aber Lobbyismus muss transparent sein. In der letzten Wahlperiode haben wir trotz des Wider-

stands der Unionfraktion das Lobbyregister eingeführt, das seit dem 1. Januar 2022 die Einfluss-

nahme von Lobbyist:innen auf politische Entscheidungsprozesse transparenter macht. Lobbyist:in-

nen, die Kontakt mit dem Bundestag oder mit der Bundesregierung aufnehmen, müssen sich regist-

rieren und angeben, in wessen Auftrag sie agieren und auf welchem Themengebiet sie Interessen 

vertreten. 

 

Seit der Einführung haben sich in der Praxis Lücken gezeigt, die wir nun schließen, um das Gesetz 

noch besser zu machen. Künftig müssen Lobbyist:innen angeben, auf welches konkrete Vorhaben 

sich die Interessenvertretung bezieht. Außerdem müssen alle Lobbyist:innen dann Angaben zur Fi-

nanzierung ihrer Tätigkeit machen. Wenn Auftragnehmer Aufträge für Interessenvertretungen wei-

tergeben, wird künftig besser dargestellt, wer hinter dem ursprünglichen Auftrag steckt. Offengelegt 

wird auch, wer als Mandats- oder Amtsträger:in zu Lobbytätigkeiten wechselt. Zugleich reduzieren 

wir den bürokratischen Aufwand für Lobbyist:innen, der durch die weitgehende Angabepflicht ent-

steht. 
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Mehr Gesundheitsschutz durch kontrollierten Umgang mit Cannabis 

Wir wollen Cannabis wirksam entkriminalisieren und sorgen deshalb durch einen kontrollierten Um-

gang, mehr Aufklärung und effektivere Suchtprävention für mehr Gesundheitsschutz. Mit einem 

Cannabis-Gesetz soll künftig der private Eigenanbau von Cannabis durch Erwachsene zum Eigen-

konsum möglich sein sowie gemeinschaftlicher, nicht gewerblicher Eigenanbau von Cannabis in 

Anbauvereinigungen, den Cannabis Social Clubs. Cannabis vom Schwarzmarkt kann mitunter 

schwer gesundheitsschädlich sein. Durch staatlich kontrolliert angebautes Cannabis in Cannabis-

Social-Clubs werden wir die Gesundheitsrisiken drastisch senken.  

 

Verbote und Kriminalisierung haben ausdrücklich den Cannabiskonsum nicht verringert. Deshalb 

werden wir durch einen neuen Umgang mit Cannabis Aufklärung und Prävention stärken und Men-

schen nachhaltig schützen. Wir werden die Aufklärungsarbeit vor allem für junge Menschen intensi-

vieren, um Konsum besser zu verhindern. Eine Abgabe von Cannabis an unter 18-Jährige bleibt 

untersagt. 

 

 

II. Angebote für die Kommunikation der MdB 
 

- Sharepic zum Lobbyregister 

- Sharepic zu Cannabis 

 

III. Sonstiges 

 

- Kommunalkonferenz – Transformation als Gemeinschaftsaufgabe: An der Seite der Kom-

munen, Keynote: Bundeskanzler Olaf Scholz, Freitag, 20.10.2023, 10.30 Uhr bis 14:00 

Uhr, Reichstagsgebäude und Livestream 


